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Bezug: Kleine Anfrage 161 der Fraktion der DP 
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Zu der Kleinen Anfrage 161 der Fraktion der DP nehme ich 
wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Nach § 32 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) erhalten Schwer- 
beschädigte eine Ausgleichsrente, wenn sie infolge ihres Gesundheits- 
zustandes oder hohen Alters oder aus einem von ihnen nicht zu 
vertretenden sonstigen Grunde eine ihnen zumutbare Erwerbstätig- 
keit nicht oder nur im beschränkten Umfang ausüben können und 
ihr Lebensunterhalt nicht auf andere Weise sichergestellt ist. Der 
Lebensunterhalt gilt als sichergestellt, wenn das sonstige Ein- 
kommen die in § 33 Abs. l des Geseztes festgesetzten Einkommens- 
grenzen, deren Höhe vom Grade der Minderung der Erwerbsfähig- 
keit und vom Familienstand abhängig ist, erreicht. Die Verwaltungs- 
vorschrift Nr. 3 Abs. 2 zu § 32 des Gesetzes bestimmt erläuternd, 
daß der Lebensunterhalt des Schwerbeschädigten im allgemeinen auf 
andere Weise sichergestellt ist, wenn er im Haushalt der Eltern lebt 
und in deren Betrieb eine Tätigkeit ausübr, die sonst von einer 
fremden Hilfskraft wahrgenommen werden müßte, oder wenn er 
einen vertraglichen Anspruch auf ausreichenden Unterhalt hat. Diese 
Vorschrift hat sich für die Beurteilung des Anspruchs auf Ausgleichs- 
rente schwerbeschädigter landwirtschaftlicher Haussöhne bisher im 
allgemeinen als ausreichend erwiesen, wie auch das Ergebnis der 
Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungshofs bestätigt hat. Mir sind 
Einzelfälle nur in verhältnismäßig kleiner Zahl bekanntgeworden, 
in denen die Entsdieidungen der Versorgungsämter, die zum Teil 
bereits ohne Erfolg mit dem zulässigen Rechtsmittel angefochten 
worden waren, beanstandet wurden. Gewisse Schwierigkeiten ergaben 
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sich jedoch bei der Anwendung des § 33 Abs. 1 des Gesetzes, da 
das tatsächliche Einkommen landwirtschaftlicher Haussöhne, bei denen 
ein Dienstverhältnis im Sinne der Reichsversicherungsordnung in 
der Regel nicht vorliegt, nicht feststellbar ist und die nach der er- 
wähnten Gesetzesvorschrift vorgesehene zahlenmäßige Gegenüber- 
stellung daher nicht möglich war. Durch das Dritte Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung des BVG ist deshalb im § 33 als Absatz 3 
eine Vorschrift eingefügt worden, die es den Versorgungsämtern 
ermöglicht, die Ausgleichsrente unter Berücksichtigung der Gesamt- 
verhältnisse zu bemessen, wenn der Lebensunterhalt im Sinne des 
§ 32 Abs. 1 BVG nicht gesichert erscheint, das tatsächliche Ein- 
kommen aber nicht feststellbar ist. Unabhängig hiervon verfolge 
ich die Absicht weiter, eine mögliclist gleichmäßige Ausübung des 
Ermessens durch die Versorgungsämter bei der Beurteilung des An- 
spruchs auf Ausgleidisrente schwerbeschädigter landwirtschaftlicher 
Haussöhne durch Herausgabe von Richtlinien für die Feststellung 
des Einkommens sicherzustellen. 


Zu 2. und 3. 


Die obersten Arbeitsbehörden der Länder haben Richtlinien für 
die Feststellung des Einkommens landwirtschaftlidter Haussöhne 
nicht erlassen. Ihre Auffassung über die Zweckmäßigkeit derarti- 
ger Richtlinien ist nicht einheitlich. In der ^lehrzahl halten sie nach 
ihrer mündlichen und schriftlichen Stell angnahme Pviclitliiiien zwar 
für erwünscht, sie weisen aber zugleich darauf hin, daß bei der 
Vielfalt der zu berücksichtigenden Faktoren die Möglichkeit einer 
individuellen Beurteilung im Einzelfalle gewährleistet bleiben müsse. 
Dieser Ansicht stimme ich zu. Bei der Beurteilung der Möglich- 
keit, die verbliebene Arbeitskraft zu verwerten, spielen neben der 
landwirtsdiaftlichen Struktur auch Art und Schwere der Beschädi- 
gung sowie Größe und Lage des landwirtschaftlichen Betriebes eine 
wesentliche Rolle. Die Grundsätze, nach denen von den Versor- 
gungsämtern in den einzelnen Ländern entschieden wird, entsprechen 
im allgemeinen meiner Auffasung. 


Es ist beabsichtigt, bei der nächsten Gelegenheit, voraussichtlich Ende 
April d. J., mit den Vertretern der Länder unter Beteiligung eines 
Vertreters des Bundesrechnungshofs die Frage der Aufstellung 
von Richtlinien über die Feststellung des Einkommens schwerbe- 
schädigter landwirtschaftlicher Haussöhne erneut zu erörtern. Ich 
glaube in Aussicht stellen zu können, daß bei dieser Gelegenheit 
ein Einvernehmen mit den obersten Arbeitsbehörden der Länder 
in dieser .Frage erzielt werden wird. 


Zu 4. 

Bei den örtlichen Prüfungen durch Vertreter des Bundesrechnungs- 
hofs sind nennenswerte Mängel bei der Feststellung des Einkommens 
schwerbeschädigter landwirtschaftlicher Haussöhne nicht festgestellt 
worden. Der Bundesrechnungshof hat mir mitgeteilt, daß nach 
seinen Erfahrungen die Beurteilung, ob bei landwirtschaftlichen 
Haussöhnen die Voraussetzungen des § 32 Abs. 1 BVG vorliegen, 
den Versorgungsbehörden keine besonderen Schwierigkeiten bietet. 
Er hält die erlassenen Verwaltungs Vorschriften für ausreichend. 


Storch 



